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Anliegenden Entwurf eines Beschlusses über die Einsetzung einer Kommission

„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ übersenden wir mit der Bitte, die

Zustimmung des Bundeskabinetts in der Sitzung am 30. Mai 2018 als ordentlichen

Tagesordnungspunkt mit Aussprache herbeizuführen.

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ soll bis Ende 2018

ein Aktionsprogramm mit folgenden Schwerpunkten erarbeiten:

1. Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zukunftssichere Arbeitsplätze in

den betroffenen Regionen im Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern, Kommu-

nen und wirtschaftlichen Akteuren.
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2. Entwicklung eines Instrumentenmixes, der wirtschaftliche Entwicklung, Struktur-

wandel, Sozialverträglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt und Klimaschutz zu-

sammenbringt und zugleich Perspektiven für zukunftsfähige Energieregionen im

Rahmen der Energiewende eröffnet.

3. Notwendige Investitionen in den vom Strukturwandel betroffenen Regionen und

Wirtschaftsbereichen, für die bestehende Förderinstrumente von Bund und EU effek-

tiv, zielgerichtet und prioritär eingesetzt werden und für die ergänzend ein Fonds für

Strukturwandel, insbesondere aus Mitteln des Bundes, eingesetzt wird.

4. Maßnahmen, die das 2030-er Ziel für den Energiesektor zuverlässig erreichen,

einschließlich einer umfassenden Folgenabschätzung. Für den Beitrag der Kohlever-

stromung soll die Kommission geeignete Maßnahmen zur Erreichung des Sektorziels

2030 der Energiewirtschaft vorschlagen.

5. Darüber hinaus ein Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung der Koh-

leverstromung, einschließlich eines Abschlussdatums und der notwendigen rechtli-

chen, wirtschaftlichen, sozialen, renaturierungs- und strukturpolitischen Begleitmaß-

nahmen.

6. Ebenso Maßnahmen zum Beitrag der Energiewirtschaft, um die Lücke zur Errei-

chung des 40%-Reduktionsziels so weit wie möglich zu reduzieren.

Zur Begleitung der Kommission wird ein Staatssekretärsausschuss eingerichtet, der

sich aus Vertretern des BMWi, des BMU, des BMI und des BMAS (Steuerungsgrup-

pe) sowie der Ressorts BMF, BMEL, BMVI und BMBF zusammensetzt.

Zur organisatorischen Unterstützung wird im Bundesministerium für Wirtschaft und

Energie eine Geschäftsstelle eingerichtet, die Sekretariatsaufgaben erfüllt.

Der Entwurf ist mit den Bundesressorts abgestimmt. Die Bundesministerien der

Finanzen, für Ernährung und Landwirtschaft, für Verkehr und digitale Infrastruktur, für

Bildung und Forschung sowie das Auswärtige Amt und das Bundeskanzleramt haben

zugestimmt, die übrigen Ressorts haben keine Einwände erhoben.
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Sechs Abdrucke dieses Schreibens mit Anlagen sind beigefügt.

Peter Altmaier Svenja Schulze

Horst Seehofer Hubertus Heil



Anlage 1
zur Kabinettvorlage des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie,

des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit,
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat und

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

Beschlussvorschlag

Die Bundesregierung stimmt dem vom Bundesminister für Wirtschaft und Energie, von

der Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, vom

Bundesminister des Innern, für Bau und Heimat und vom Bundesminister für Arbeit und

Soziales vorgelegten Entwurf eines Beschlusses über die Einsetzung einer Kommission

„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ zu.



Anlage 2
zur Kabinettvorlage des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie,

des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit,
des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat und

des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales

Sprechzettel für den Regierungssprecher

Das Bundeskabinett hat heute die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Be-

schäftigung“ eingesetzt.

Die Politik der Bundesregierung dient der Schaffung von Vollbeschäftigung und gleich-

wertigen Lebensverhältnissen in ganz Deutschland. Um dies zu erreichen, ist es erfor-

derlich, den in vielen Bereichen stattfindenden Strukturwandel aktiv und umfassend zu

begleiten, um so Wachstum und Beschäftigung insbesondere in den betroffenen Regio-

nen zu stärken.

Die Bundesregierung bekennt sich zu den national, europäisch und im Rahmen des

Pariser Klimaabkommens vereinbarten Klimaschutzzielen bis zum Jahre 2050. Der Kli-

maschutzplan der Bundesregierung aus dem Jahre 2016 beschreibt hierzu den schritt-

weisen Weg in Richtung einer weitgehend treibhausgasneutralen Wirtschaft und Ge-

sellschaft in Deutschland bis Mitte des Jahrhunderts. Dabei wird das Zieldreieck aus

Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und Wirtschaftlichkeit eingehalten.

Mit der Umsetzung des Klimaschutzplanes wird sich der Strukturwandel in vielen Re-

gionen und Wirtschaftsbereichen beschleunigen, insbesondere im Sektor der Energie-

erzeugung. Die damit einhergehenden Veränderungen dürfen nicht einseitig zu Lasten

der kohlestromerzeugenden Regionen gehen, müssen vielmehr Chancen für eine

nachhaltige wirtschaftliche Dynamik mit qualitativ hochwertiger Beschäftigung eröffnen.

Diese sollen aktiv genutzt und so Strukturbrüche sowie Einschränkungen der internatio-

nalen Wettbewerbsfähigkeit vermieden werden.

Die Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung (WSB)“ erarbeitet bis

zum Ende dieses Jahres konkrete Vorschläge in Form eines Aktionsprogrammes mit

folgenden Schwerpunkten:

• Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zukunftssichere Arbeitsplätze in

den betroffenen Regionen im Zusammenwirken zwischen Bund, Ländern, Kom-

munen und wirtschaftlichen Akteuren (z.B. im Bereich Verkehrsinfrastrukturen,



Fachkräfteentwicklung, unternehmerische Entwicklung, Ansiedlung von For-

schungseinrichtungen, langfristige Strukturentwicklung).

• Entwicklung eines Instrumentenmixes, der wirtschaftliche Entwicklung, Struktur-

wandel, Sozialverträglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt und Klimaschutz

zusammenbringt und zugleich Perspektiven für zukunftsfähige Energieregionen

im Rahmen der Energiewende eröffnet.

• Dazu gehören auch notwendige Investitionen in den vom Strukturwandel be-

troffenen Regionen und Wirtschaftsbereichen, für die bestehende Förderinstru-

mente von Bund und EU effektiv, zielgerichtet und prioritär in den betroffenen

Regionen eingesetzt werden und für die ergänzend ein Fonds für Strukturwan-

del, insbesondere aus Mitteln des Bundes, eingesetzt wird.

• Maßnahmen, die das 2030-er Ziel für den Energiesektor zuverlässig erreichen,

einschließlich einer umfassenden Folgenabschätzung. Aus dem Klimaschutzplan

ergibt sich hierfür die Vorgabe zur Verringerung der Emissionen aus der Ener-

giewirtschaft um 61 bis 62 Prozent im Jahr 2030 gegenüber dem Jahr 1990. Für

den Beitrag der Kohleverstromung soll die Kommission geeignete Maßnahmen

zur Erreichung des Sektorziels 2030 der Energiewirtschaft, die in das Maßnah-

menprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans einfließen sollen, vor-

schlagen.

• Darüber hinaus ein Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung der

Kohleverstromung, einschließlich eines Abschlussdatums und der notwendigen

rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen, renaturierungs- und strukturpolitischen

Begleitmaßnahmen.

• Ebenso Maßnahmen zum Beitrag der Energiewirtschaft, um die Lücke zur Errei-

chung des 40%-Reduktionsziels so weit wie möglich zu reduzieren. Hierzu wird

die Bundesregierung eine aktuelle Schätzung zur Größe der zu erwartenden

Lücke im Rahmen des Klimaschutzberichtes 2017 veröffentlichen.

Als Personen mit Rede- aber ohne Stimmrecht werden drei Mitglieder des Deutschen

Bundestages benannt.

Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zur sozialen und strukturpolitischen Entwicklung

der Braunkohleregionen sowie zu ihrer finanziellen Absicherung legt die Kommission

bereits Ende Oktober 2018 schriftlich vor. Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zum Bei-

trag der Energiewirtschaft, um die Lücke zur Erreichung des 40 Prozent-



Reduktionsziels bis 2020 so weit wie möglich zu verringern, legt die Kommission WSB

rechtzeitig vor der 24. UN-Klimakonferenz (COP 24) vor. Diese wird vom 3. bis zum 14.

Dezember 2018 stattfinden. Der Abschlussbericht der Kommission wird Ende 2018 der

Bundesregierung übergeben. Die Bundesregierung veröffentlicht die Berichte der

Kommission.

Zur Begleitung der Kommission wird ein Staatssekretärsausschuss eingerichtet, der

sich aus Vertretern des BMWi, des BMU, des BMI und des BMAS (Steuerungsgruppe)

sowie der Ressorts BMF, BMEL, BMVI und BMBF zusammensetzt. Die für die

Strukturentwicklung relevanten anderen Ressorts werden bei Bedarf zu den Sitzungen

hinzugezogen. Parallel zu den Arbeiten der Kommission findet ein regelmäßiger Aus-

tausch zwischen den Ministerpräsidenten der betroffenen Länder mit den Bundemi-

nistern der Steuerungsgruppe statt. Zur organisatorischen Unterstützung wird im Bun-

desministerium für Wirtschaft und Energie eine Geschäftsstelle der Kommission einge-

richtet.



Einsetzung der Kommission

Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung

Die Politik der Bundesregierung dient der Schaffung von Vollbeschäftigung
und gleichwertigen Lebensverhältnissen in ganz Deutschland. Um dies zu er-

reichen, ist es erforderlich, den in vielen Bereichen stattfindenden Struktur-
wandel aktiv und umfassend zu begleiten, um so Wachstum und Beschäfti-
gung insbesondere in den betroffenen Regionen zu stärken.

Die Bundesregierung bekennt sich zu den national, europäisch und im Rah-
men des Pariser Klimaabkommens vereinbarten Klimaschutzzielen bis zum
Jahre 2050. Der Klimaschutzplan der Bundesregierung aus dem Jahre 2016
beschreibt hierzu den schrittweisen Weg in Richtung einer weitgehend treib-
hausgasneutralen Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland bis Mitte des
Jahrhunderts. Insbesondere werden durch den Klimaschutzplan für die einzel-
nen Sektoren (Energie, Industrie, Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft) konkrete
Minderungsziele für das Jahr 2030 festgelegt, deren Erreichung wir durch ge-
eignete Maßnahmen sicherstellen werden. Dabei werden wir das Zieldreieck
aus Versorgungssicherheit, Umweltverträglichkeit und Wirtschaftlichkeit ein-
halten.

Mit der Umsetzung des Klimaschutzplanes wird sich der Strukturwandel in vie-
len Regionen und Wirtschaftsbereichen beschleunigen, insbesondere im Sek-

tor der Energieerzeugung. Die damit einhergehenden Veränderungen dürfen
nicht einseitig zu Lasten der kohlestromerzeugenden Regionen gehen, müs-

sen vielmehr Chancen für eine nachhaltige wirtschaftliche Dynamik mit qualita-
tiv hochwertiger Beschäftigung eröffnen. Diese wollen wir aktiv nutzen und so
Strukturbrüche sowie Einschränkungen der internationalen Wettbewerbsfähig-

keit vermeiden.

Die Bundesregierung setzt deshalb eine Kommission „Wachstum, Struktur-
wandel und Beschäftigung (WSB)“ ein, die bis zum Ende dieses Jahres kon-
krete Vorschläge erarbeiten soll. Zu ihrem Auftrag gehört insbesondere die
Erarbeitung eines Aktionsprogrammes mit folgenden Schwerpunkten:

1. Schaffung einer konkreten Perspektive für neue, zukunftssichere Ar-
beitsplätze in den betroffenen Regionen im Zusammenwirken zwischen

Bund, Ländern, Kommunen und wirtschaftlichen Akteuren (z.B. im Be-
reich Verkehrsinfrastrukturen, Fachkräfteentwicklung, unternehmerische

Entwicklung, Ansiedlung von Forschungseinrichtungen, langfristige
Strukturentwicklung).



2

2. Entwicklung eines Instrumentenmixes, der wirtschaftliche Entwicklung,
Strukturwandel, Sozialverträglichkeit, gesellschaftlichen Zusammenhalt

und Klimaschutz zusammenbringt und zugleich Perspektiven für zu-
kunftsfähige Energieregionen im Rahmen der Energiewende eröffnet.

3. Dazu gehören auch notwendige Investitionen in den vom Strukturwan-
del betroffenen Regionen und Wirtschaftsbereichen, für die bestehende

Förderinstrumente von Bund und EU effektiv, zielgerichtet und prioritär
in den betroffenen Regionen eingesetzt werden und für die ergänzend
ein Fonds für Strukturwandel, insbesondere aus Mitteln des Bundes,

eingesetzt wird.

4. Maßnahmen, die das 2030-er Ziel für den Energiesektor zuverlässig er-

reichen, einschließlich einer umfassenden Folgenabschätzung. Aus
dem Klimaschutzplan ergibt sich hierfür die Vorgabe zur Verringerung
der Emissionen aus der Energiewirtschaft um 61 bis 62 Prozent im Jahr
2030 gegenüber dem Jahr 1990. Für den Beitrag der Kohleverstromung
soll die Kommission geeignete Maßnahmen zur Erreichung des Sektor-
ziels 2030 der Energiewirtschaft, die in das Maßnahmenprogramm 2030
zur Umsetzung des Klimaschutzplans einfließen sollen, vorschlagen.

5. Darüber hinaus ein Plan zur schrittweisen Reduzierung und Beendigung
der Kohleverstromung, einschließlich eines Abschlussdatums und der

notwendigen rechtlichen, wirtschaftlichen, sozialen, renaturierungs- und
strukturpolitischen Begleitmaßnahmen.

6. Ebenso Maßnahmen zum Beitrag der Energiewirtschaft, um die Lücke
zur Erreichung des 40%-Reduktionsziels so weit wie möglich zu redu-
zieren. Hierzu wird die Bundesregierung eine aktuelle Schätzung zur
Größe der zu erwartenden Lücke im Rahmen des Klimaschutzberichtes

2017 veröffentlichen.

Zu Mitgliedern der Kommission WSB werden berufen:

N.N.

Als Personen mit Rede-, aber ohne Stimmrecht werden drei Mitglieder des
Deutschen Bundestages benannt:

N.N.
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Die Kommission WSB legt ihre Arbeitsergebnisse in schriftlichen Berichten an
den Staatssekretärsausschuss nieder. Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zur

sozialen und strukturpolitischen Entwicklung der Braunkohleregionen sowie zu
ihrer finanziellen Absicherung legt die Kommission WSB bereits Ende Oktober

2018 schriftlich vor. Ihre Empfehlungen für Maßnahmen zum Beitrag der
Energiewirtschaft, um die Lücke zur Erreichung des 40 Prozent-
Reduktionsziels bis 2020 so weit wie möglich zu verringern, legt die Kommis-
sion WSB rechtzeitig vor der 24. UN-Klimakonferenz (COP 24), die vom 3. bis
14. Dezember stattfindet, schriftlich vor. Der Abschlussbericht wird Ende 2018

der Bundesregierung übergeben. Die Bundesregierung veröffentlicht die Be-
richte der Kommission. Die Mitglieder der Kommission erhalten eine Auf-
wandsentschädigung.

Die Bundesregierung wird die Arbeit der Kommission umfassend unterstützen.

Die Kommission wird von einem Staatssekretärsausschuss begleitet, der sich
aus Vertretern des BMWi, BMU, BMI, BMAS sowie der Ressorts BMF, BMEL,
BMVI und BMBF zusammensetzt. Die für die Strukturentwicklung relevanten
anderen Ressorts werden bei Bedarf zu den Sitzungen hinzugezogen. Beglei-
tend zum Fortgang der Beratungen der Kommission WSB findet ein regelmä-
ßiger Austausch zwischen den Ministerpräsidenten der betroffenen Länder mit
den Bundesministern der Steuerungsgruppe statt. Ebenso werden die Chefs
der Staatskanzleien der betroffenen Länder durch die Steuerungsgruppe re-
gelmäßig einbezogen. Zur organisatorischen Unterstützung wird im BMWi eine

Geschäftsstelle der Kommission eingerichtet, die Sekretariatsaufgaben erfüllt.
Vertreter der Ministerien der Steuerungsgruppe BMWi, BMU, BMI und BMAS

sowie der Bundesländer Brandenburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt nehmen an den Sitzungen der Kom-
mission teil, Vertreter des BK-Amtes haben Gaststatus.


